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Norm

B-VG Art.133 Abs4

MOG 2007 86

MOG 2007 88i

VWGVG §24 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2 Z1

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 24 heute

VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E o

VwWGVG § 28 heute
VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N =

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W118 2117877-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. ECKHARDT als Einzelrichter Uber die Beschwerde von XXXX,
BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 29.04.2015, AZ 11/4-EBP/08-125822194, betreffend
den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens bezlglich Einheitliche Betriebspramie 2008 zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. ECKHARDT als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch
40 , BNr. rémisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 29.04.2015, AZ 11/4-EBP/08-125822194,
betreffend den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens beziglich Einheitliche Betriebspramie 2008 zu Recht

erkannt:
A)

Die Beschwerde wird gemald 8 28 Abs. 2 Z 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG),BGBI. | Nr. 33/2013 idgF,
abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, Ziffer eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz
(VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF, abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG),BGBI. Nr. 1/1930 idgF, nicht zulassig.Die
Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, idgF,
nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2008, AZ 11/7-EBP/08-102283010, wurde den Beschwerdefuhrern (im Folgenden:
BF) fir das Antragsjahr 2008 eine Einheitliche Betriebspramie in Hoéhe von EUR 513,53 gewahrt. Dabei wurden 15,92
Zahlungsanspruche sowie eine beantragte Flache im Ausmald von 16,35 ha und eine ermittelte Flache im AusmafR von
15,92 ha zugrunde gelegt.

2. Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 28.05.2013, AZ 11/7-EBP/08-119540057, wurde den BF fur das Antragsjahr
2008 eine Einheitliche Betriebspramie in Hohe von EUR 396,89 gewdhrt und der Differenzbetrag in Héhe von EUR
118,64 riickgefordert. Dabei wurden 12,13 Zahlungsanspriche, eine beantragte Fldche im Ausmal von 16,35 ha sowie
eine ermittelte Flache im Ausmal? von 12,13 ha zugrunde gelegt.

Begrindend wurde ausgeflhrt, dass fur beihilfefahige Flachen, die die Mindestschlagflache nicht erreichten, keine
Zahlungen gewahrt werden kénnten. Im Rahmen eines durchgefiihrten Abgleichs der beantragten Flachen der Jahre

2007 - 2010 seien dartber hinaus Flachenabweichungen festgestellt und eingearbeitet worden.

3. Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 30.10.2013, AZ 11/7-EBP/08-120009195, wurde den BF fur das Antragsjahr
2008 eine Einheitliche Betriebspramie in Hohe von EUR 374,64 gewahrt und der Differenzbetrag in Héhe von EUR
22,25 ruckgefordert. Dabei wurden 12,13 Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache im Ausmald von 16,35 ha sowie
eine ermittelte Flache im Ausmal von 11,45 ha zugrunde gelegt. Daraus ergab sich eine Differenzflache im Ausmaf}
von 0,68 ha.

Begrindend wurde ausgeflhrt, dass fur beihilfefahige Flachen, die die Mindestschlagflache nicht erreichten, keine
Zahlungen gewahrt werden kénnten. Im Rahmen eines durchgefiihrten Abgleichs der beantragten Flachen der Jahre
2007 - 2010 seien daruber hinaus Flachenabweichungen festgestellt und eingearbeitet worden. Ferner wurde auf eine
Vor-Ort-Kontrolle am 12.10.2012 sowie auf eine interne Uberprifung der AMA verwiesen. Aufgrund von festgestellten
Flachenabweichungen von Uber 3 % oder Uber 2 ha und bis héchstens 20 % musse der Beihilfebetrag um das Doppelte
der Differenzflache gekirzt werden. Da gegenstandlich die vierjahrige Verjahrungsfrist gemal3 Art. 73 Abs. 6 VO (EG)
Nr. 796/2004 bereits verstrichen sei, werde keine Flachensanktion verhangt. Hinsichtlich der Ruckforderung wurde auf
die zehnjahrige Frist gemal} Art. 73 Abs. 5 UAbs 1 VO (EG) Nr. 796/2004 hingewiesen.Begrindend wurde ausgefuhrt,
dass fur beihilfefahige Flachen, die die Mindestschlagflache nicht erreichten, keine Zahlungen gewahrt werden
kénnten. Im Rahmen eines durchgefiihrten Abgleichs der beantragten Flachen der Jahre 2007 - 2010 seien daruber
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hinaus Flachenabweichungen festgestellt und eingearbeitet worden. Ferner wurde auf eine Vor-Ort-Kontrolle am
12.10.2012 sowie auf eine interne Uberprifung der AMA verwiesen. Aufgrund von festgestellten Flachenabweichungen
von Uber 3 % oder Uber 2 ha und bis héchstens 20 % musse der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache
gekurzt werden. Da gegenstandlich die vierjahrige Verjahrungsfrist gemald Artikel 73, Absatz 6, VO (EG) Nr. 796 aus
2004, bereits verstrichen sei, werde keine Fldchensanktion verhdngt. Hinsichtlich der Rickforderung wurde auf die
zehnjahrige Frist gemaR Artikel 73, Absatz 5, UAbs 1 VO (EG) Nr. 796 aus 2004, hingewiesen.

4. Mit Datum vom 12.06.2014 brachten die BF hinsichtlich des Antragsjahres 2008 betreffend beide von ihnen
bestoRBenen Almen jeweils eine "Erklarung des Auftreibers gemaR § 8i MOG" bei der Landwirtschaftskammer ein und
stellten darin unter anderem einen "Antrag auf Wiederaufnahme gemaR 8§ 8i Abs. 2 MOG".4. Mit Datum vom
12.06.2014 brachten die BF hinsichtlich des Antragsjahres 2008 betreffend beide von ihnen bestoRenen Almen jeweils
eine "Erklarung des Auftreibers gemall Paragraph 8 i, MOG" bei der Landwirtschaftskammer ein und stellten darin
unter anderem einen "Antrag auf Wiederaufnahme gemaR Paragraph 8 i, Absatz 2, MOG".

5. Mit nunmehr angefochtenem Bescheid der AMA wurde der Antrag der BF auf Wiederaufnahme hinsichtlich beider
bestoRener Aimen abgewiesen, da mit Bescheid der AMA vom 30.10.2013 betreffend Einheitliche Betriebspréamie 2008
keine Flachensanktion (Kirzung oder Ausschluss) festgesetzt worden sei.

5. Mit Schreiben vom 08.05.2015 erhob die beschwerdefliihrende Partei Rechtsmittel gegen den oa. Bescheid vom
29.04.2015. Begrindend wurde darin ausgefihrt, die in dem angefochtenen Bescheid getroffene Feststellung, es habe
keine Kurzungen gegeben, sei nicht richtig. Tatsache sei, dass mit den beiden Abanderungsbescheiden
Rackforderungen in Hohe von EUR 118,64 bzw. EUR 22,25 ausgesprochen worden seien. Mit dem zweiten
Abanderungsbescheid sei auch eine Differenzflache von 0,68 ha ausgewiesen worden.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 1. Feststellungen (Sachverhalt)romisch zwei. Das
Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 1. Feststellungen (Sachverhalt):

Mit dem in Rechtskraft erwachsenen Abdnderungsbescheid der AMA vom 30.10.2013, AZ I1/7-EBP/08-120009195,
wurden von der beschwerdefiihrenden Partei im Rahmen der Einheitlichen Betriebspramie 2008 zu Unrecht gezahlte
Betrage riickgefordert. Kirzungen oder Ausschlisse (Flachensanktionen) wurden seitens der belangten Behdrde
aufgrund von Verjahrung nicht vorgenommen.

2. Beweiswurdigung:
Die angefuihrten Feststellungen ergeben sich aus dem Verwaltungsakt.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.Gemall Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.GemafR Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uuber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

Gemald § 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007, ist die AMA zustandige Marktordnungs-,
Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der
Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt.GemaR Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 55 aus 2007, ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahistelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemall 8 1 AMA-Gesetz, BGBI. 376/1992, kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch
Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA
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unmittelbar als Bundesbehérde besorgt werden.Gemal Paragraph eins, AMA-Gesetz, Bundesgesetzblatt 376 aus
1992,, kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehorde
besorgt werden.

Gemald § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG), BGBI. | Nr. 10/2013 idF BGBI. Nr. 122/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.Gemal Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVWGG), Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 10 aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Nr. 122 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal & 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), BGBI. 33/2013 idF BGBI. Nr. 122/2013, sind, soweit in
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 B-VG
die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG) mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV.
Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die
die Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemald Paragraph 17, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), Bundesgesetzblatt 33
aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Nr. 122 aus 2013,, sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG) mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier.
Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die
die Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR8& 28 Abs. 2 VWGVG hat das
Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemdaR Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden,
wennGemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu
erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR Paragraph 28,
Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mafigeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389, entgegenstehen.Gemal Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann von der Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erdérterung eine
weitere Kldrung der Rechtssache nicht erwarten ldsst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins,
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch
Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, entgegenstehen.

Zu A)
a) MaR3gebliche Rechtsgrundlagen:

Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG) Nr.
1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG)
Nr. 2529/2001, ABI. L 270 vom 21.10.2003, S. 1, im Folgenden VO (EG) 1782/2003:Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,
des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
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Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452 aus 2001,, (EG) Nr. 1453 aus 2001,, (EG) Nr. 1454 aus 2001,, (EG) Nr.
1868/94, (EG) Nr. 1251 aus 1999,, (EG) Nr. 1254 aus 1999,, (EG) Nr. 1673 aus 2000,, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529
aus 2001,, Amtsblatt L 270 vom 21.10.2003, S. 1, im Folgenden VO (EG) 1782/2003:

"Artikel 36
Zahlungen

(1) Die Beihilfen im Rahmen der Betriebspramienregelung werden auf der Grundlage der Zahlungsanspruche nach
Kapitel 3 fir eine entsprechende Hektarzahl beihilfefahiger Flachen im Sinne des Artikels 44 Absatz 2 gezahlt.

[...]."
"Artikel 44
Nutzung der Zahlungsanspriche

(1) Jeder Zahlungsanspruch gibt zusammen mit je einem Hektar beihilfefahiger Flache Anspruch auf Zahlung des mit
dem Zahlungsanspruch festgesetzten Betrags.

(2) Eine ,beihilfefahige Flache' ist jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs, ausgenommen die fiur Walder oder nicht
landwirtschaftliche Tatigkeiten genutzten Flachen. (3) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der
beihilfefahigen Flache fur jeden Zahlungsanspruch entsprechen. [...]."

Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln fiur Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stutzungsregelungen flr Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe, ABI. L 141, 30.4.2004,
S. 18, im Folgenden VO (EG) 796/2004:Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom 21. April 2004 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, des Rates mit gemeinsamen Regeln fir
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe, Amtsblatt L 141, 30.4.2004, S. 18, im Folgenden VO (EG) 796/2004:

"Artikel 50
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal3 Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003, die ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der
Berechnung des Beihilfebetrags die angegebene Flache berticksichtigt.(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen
der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR
Titel rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe Utber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angegebene Flache berucksichtigt.

(2) Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so wird fir die Berechnung der Zahlung die
niedrigere der beiden GréRen zugrunde gelegt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003, die im Sammelantrag angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die
Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und AusschlUsse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen
der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fiir Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemafd
Titel rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die im Sammelantrag angegebene
Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaf den Artikeln
51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschliisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten



Flache berechnet.

[...]

Artikel 51

Karzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererklarungen

(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, tber der gemald Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung
ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der
festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Uber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der
ermittelten Flache ausmacht.(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaf Titel
romisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Uber der gemal Artikel 50 Absatze 3, 4 und
5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache,
geklrzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber
nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die festgestellte Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine
flachenbezogene Beihilfe gewahrt.

[...].

(2a) Hat ein Betriebsinhaber mehr Flache als Zahlungsanspriche gemeldet und erfullt die gemeldete Flache alle
anderen Beihilfebedingungen, so finden die in den Absatzen 1 und 2 genannten Kirzungen und Ausschlisse keine
Anwendung.

Hat ein Betriebsinhaber mehr Flache als Zahlungsanspriche gemeldet und erfullt die gemeldete Flache alle anderen
Beihilfebedingungen nicht, so ist die in den Absatzen 1 und 2 genannte Differenz die Differenz zwischen der Flache, die
alle anderen Beihilfebedingungen erfillt, und dem Betrag der gemeldeten Zahlungsverpflichtungen.

[...]1."
"Artikel 68
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.(1) Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

[...1."
"Artikel 73
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Riickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemaRd
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

[...].

(4) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal3 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die flr die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdlf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.



(5) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt

wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind.

Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre verkirzt, wenn der Begunstigte in gutem Glauben
gehandelt hat.

(6) Fur Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemald den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurlckgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.(6) Fur Betrage, die aufgrund von
Kirzungen und Ausschlissen gemal3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels rémisch vier zurtickgezahlt

werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.

[.1."

8§ 8i MOG 2007 lautet:Paragraph 8 i, MOG 2007 lautet:

"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal3 der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fur den Weinsektor, ABl. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der AIm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten kénnen.Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfuhrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdall der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fir den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kdrzungen und
Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kénnen.

(2) Abs. 1 findet auch auf rechtskraftig abgeschlossene Antragsjahre Anwendung, wenn ein Antrag auf
Wiederaufnahme des Verfahrens eingebracht wird und der Bescheid langstens innerhalb eines Zeitraums von funf
Jahren vor Inkrafttreten dieser Bestimmung in Rechtskraft erwachsen ist. Der Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens ist binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten dieser Bestimmung bei der AMA einzubringen, die darlber zu
entscheiden hat."(2) Absatz eins, findet auch auf rechtskraftig abgeschlossene Antragsjahre Anwendung, wenn ein
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens eingebracht wird und der Bescheid langstens innerhalb eines Zeitraums
von fUnf Jahren vor Inkrafttreten dieser Bestimmung in Rechtskraft erwachsen ist. Der Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens ist binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten dieser Bestimmung bei der AMA einzubringen, die dartber zu
entscheiden hat."

b) Rechtliche Wirdigung:

Die beschwerdefiihrende Partei hat ihre "Erklarung gemafR § 8i MOG" zu den betroffenen Almen am 12.06.2014 bei der
Landwirtschaftskammer eingebracht. Die Bestimmung des § 8i MOG 2007 trat gemal3§ 32 Abs. 8 Z 3 MOG 2007 idF
BGBI. | Nr. 47/2014 am 10.07.2014 in Kraft. Es ist daher davon auszugehen, dass der in der angefthrten Erklarung (am
Ende des Formulars) enthaltene Antrag auf Wiederaufnahme jedenfalls innerhalb der gesetzlichen Frist bei der AMA
glltig eingebracht wurde. Der das wiederaufzunehmende Verfahren abschlielende Bescheid wurde innerhalb eines
Zeitraums von fUnf Jahren vor Inkrafttreten der genannten Bestimmung erlassen.Die beschwerdefiihrende Partei hat
ihre "Erklarung gemaR Paragraph 8 i, MOG" zu den betroffenen Almen am 12.06.2014 bei der Landwirtschaftskammer
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eingebracht. Die Bestimmung des Paragraph 8 i, MOG 2007 trat gemaR Paragraph 32, Absatz 8, Ziffer 3, MOG 2007 in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 47 aus 2014, am 10.07.2014 in Kraft. Es ist daher davon auszugehen, dass
der in der angefuhrten Erklarung (am Ende des Formulars) enthaltene Antrag auf Wiederaufnahme jedenfalls
innerhalb der gesetzlichen Frist bei der AMA glltig eingebracht wurde. Der das wiederaufzunehmende Verfahren
abschlieBende Bescheid wurde innerhalb eines Zeitraums von funf Jahren vor Inkrafttreten der genannten
Bestimmung erlassen.

Aus dem Wortlaut der Bestimmung des8 8i MOG 2007 geht hervor, dass sich der Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens gemal Abs. 2 ausschlieBlich auf Kirzungen und Ausschlisse bezieht, die keine Anwendung finden, wenn
fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstdnde erkennbar waren, die ihn an der Zuverldssigkeit des
Antragstellers der AlIm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen.Aus dem Wortlaut der Bestimmung des
Paragraph 8 i, MOG 2007 geht hervor, dass sich der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens gemafd Absatz 2,
ausschlieRlich auf Kirzungen und Ausschlisse bezieht, die keine Anwendung finden, wenn fur den auftreibenden
Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder
Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kénnen.

Im vorliegenden Fall wurde mit Abanderungsbescheid betreffend Einheitliche Betriebspramie 2008 vom 28.05.2013
keine Differenzflache festgestellt. Die ausgesprochene Rickforderung beruht im Wesentlichen auf einer verringerten
Anzahl zur Verfiigung stehender Zahlungsanspriiche. Mit Anderungsbeschied vom 30.10.2013 wurde im Hinblick auf
das Antragsjahr 2008 eine Differenz zwischen beantragter und ermittelter Flache von Uber 3 % der ermittelten Flache
festgestellt. Diese ist Uberwiegend auf Flachendifferenzen der bestoRenen Almen zuriickzuflhren. Aus diesem Grund
wdre gemal3 Art. 51 VO (EG) 796/2004 die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Fldiche um das Doppelte der
festgestellten Differenz zu kirzen gewesen. Da die belangte Behdrde aber von einem Verstreichen der vierjahrigen
Verjahrungsfrist gemafl Art. 73 Abs. 6 VO (EG) 796/2004 ausgegangen ist, wurden auch mit diesem Bescheid keinerlei
Kdrzungen oder Ausschlisse vorgenommen und lediglich der zu Unrecht bezahlte Betrag rickgefordert.Im
vorliegenden Fall wurde mit Abdanderungsbescheid betreffend Einheitliche Betriebspramie 2008 vom 28.05.2013 keine
Differenzflache festgestellt. Die ausgesprochene Ruckforderung beruht im Wesentlichen auf einer verringerten Anzahl
zur Verflgung stehender Zahlungsanspriiche. Mit Anderungsbeschied vom 30.10.2013 wurde im Hinblick auf das
Antragsjahr 2008 eine Differenz zwischen beantragter und ermittelter Flache von Uber 3 % der ermittelten Flache
festgestellt. Diese ist Uberwiegend auf Flachendifferenzen der bestoRenen Almen zuriickzufihren. Aus diesem Grund
ware gemal Artikel 51, VO (EG) 796 aus 2004, die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache um das Doppelte
der festgestellten Differenz zu kiirzen gewesen. Da die belangte Behdrde aber von einem Verstreichen der vierjahrigen
Verjahrungsfrist gemal Artikel 73, Absatz 6, VO (EG) 796 aus 2004, ausgegangen ist, wurden auch mit diesem Bescheid
keinerlei Kirzungen oder Ausschlisse vorgenommen und lediglich der zu Unrecht bezahlte Betrag rlickgefordert.

Antragen auf Wiederaufnahme des Verfahrens ist nach herrschender Judikatur nur stattzugeben, wenn die
Entscheidung im wiederaufzunehmenden Verfahren mit einiger Wahrscheinlichkeit anders gelautet hatte (vgl. VwGH
vom 27.09.2005, 2002/01/0206).Antragen auf Wiederaufnahme des Verfahrens ist nach herrschender Judikatur nur
stattzugeben, wenn die Entscheidung im wiederaufzunehmenden Verfahren mit einiger Wahrscheinlichkeit anders
gelautet hatte vergleiche VwGH vom 27.09.2005, 2002/01/0206).

Da in dem wiederaufzunehmenden Verfahren betreffend Einheitliche Betriebspramie fir das Antragsjahr 2008 keine
Kdrzungen oder Ausschlisse (Flachensanktionen) vorgenommen wurden, hat die AMA den Antrag auf
Wiederaufnahme des Verfahrens zu Recht abgewiesen.

Aus den angeflhrten Griinden war spruchgemaR zu entscheiden.

Die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte entfallen, da eine weitere Klarung der Rechtssache nicht zu
erwarten war und Art. 47 GRC dem nicht entgegenstand.Die Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung konnte
entfallen, da eine weitere Klarung der Rechtssache nicht zu erwarten war und Artikel 47, GRC dem nicht
entgegenstand.

Zu B)

Gemald § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VWGG), BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemaf3 Paragraph 25 a, Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VWGG),
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Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal Artikel 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf}
Artikel 133 Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.
Es war daher spruchgemal} zu entscheiden.
Schlagworte

beihilfefahige Flache, Beihilfefahigkeit, Bescheidabanderung,
Direktzahlung, einheitliche Betriebspramie, Flachenabweichung,
INVEKOS, Kontrolle, Kirzung, Mehrfachantrag-Flachen,

Pramienfahigkeit, Pramiengewahrung, Ruckforderung, Verjahrung,
Verjahrungsfrist, Verschulden, Wiederaufnahme, Wiederaufnahmsantrag,
Zahlungsanspruche

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2016:W118.2117877.1.00
Zuletzt aktualisiert am

13.07.2016

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2016/7/6 W118 2117877-1
	JUSLINE Entscheidung


